Langtext

Gericht: BVerfG 1. Senat 3. Kammer Normen: Art19Abs4S1 GG, § 23 Abs
Entschei- 08.07.2026 1S 2 BVerfGG, § 90 Abs 2 S 1
dungs- BVerfGG, § 92 BVerfGG, § 653
datum: SGG
Akten- 1 BVR 1474/26
zeichen:
ECLI: ECLI:DE:BVerfG:2026:rk20260708.1b-
vr147426
Dokument- Nichtannahmebeschluss
typ:
Nichtannahmebeschluss: Erfolglose Verfassungsbe-
schwerde gegen Ausschluss eines Rechtsuchenden von
der Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs wegen
Missbrauchs (fiinfstellige Zahl an Schreiben und Anla-
gen pro Nachricht, durchschnittlich mehr als 800 Sei-
ten pro Kalendertag) - Verletzung des Anspruchs auf
effektiven Rechtsschutz nicht substantiiert dargelegt
Tenor

Die Verfassungsbeschwerde wird nicht zur Entscheidung angenommen.

Mit der Nichtannahme der Verfassungsbeschwerde wird der Antrag auf Erlass einer einstweili-
gen Anordnung gegenstandslos (§ 40 Abs. 3 GOBVerfG).

Grunde

1. Der Beschwerdefiihrer wendet sich mit seiner Verfassungsbeschwerde gegen zwei Schrei-
ben des Prasidenten des Sozialgerichts Berlin vom 4. Juni 2026 sowie gegen ein Schreiben des
Prasidenten des Sozialgerichts Cottbus vom 16. Juni 2026, mit denen ihm vor allem mitgeteilt
wird, dass klnftig die von ihm Uber "Mein Justizpostfach" im elektronischen Rechtsverkehr ein-
gereichten Schriftsatze weder zur Kenntnis genommen noch an die zustandigen Kammern ver-
teilt oder an andere Gerichte weitergeleitet wirden; verfahrensbezogene Eingaben auf ande-
ren Ubermittlungswegen stiinden ihm weiterhin offen. Diese Einschrankung des elektronischen
Rechtsverkehrs begrindet das Sozialgericht Berlin im Wesentlichen damit, dass die seit dem
22. Oktober 2025 durch den Beschwerdeflihrer an das Sozialgericht Berlin Gbermittelten Nach-
richten Schreiben und Anhange in flnfstelliger Zahl beinhalteten und im Durchschnitt mehr als
800 Seiten pro Kalendertag umfassten. Die Missbrauchlichkeit der Nutzung des elektronischen
Rechtsverkehrs ergebe sich bereits aus der bloRen Menge der Ubermittelten Dateien und Sei-
tenzahlen, deren Umfang es ausschlieBe, dass damit das Ziel der Verfahrensférderung verfolgt
werden kdnnte. Bestatigt werde diese Bewertung durch den Umstand, dass der Beschwerde-
fUhrer groBe Datenmengen bekanntermaBen auch an andere Gerichte tGbermittele. Eine vorhe-
rige Sichtung und sinnvolle Auswahl der eingereichten Dokumente zu sachgemal verfahrens-
férdernden Zwecken sei objektiv ausgeschlossen. Schon angesichts des bloBen Datenumfangs
sei vielmehr davon auszugehen, dass es dem Beschwerdeflhrer nicht um die Verfolgung von
Rechtsschutzbegehren, sondern allein darum gehe, das Sozialgericht Berlin an der Erfullung sei-
ner Aufgaben - effektiven Sozialrechtsschutz fir alle Birger zu gewahrleisten - zu hindern, in-
dem es sich im UbermaR mit den Verlautbarungen des Beschwerdefiihrers befassen miisse.
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2. Mit der am 16. Juni 2026 eingegangenen Verfassungsbeschwerde verbunden mit einem An-
trag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung rugt der Beschwerdefihrer unter anderem die
Verletzung von Art. 19 Abs. 4 GG. Der effektive Rechtsschutz sei mengenmaRig nicht begrenz-
bar. Zudem miusse der zustandige Richter in jedem einzelnen Verfahren einen angeblichen
Rechtsmissbrauch nachweisen. Das Gericht sei gemaR § 65a SGG verpflichtet, den Zugang zum
elektronischen Rechtsverkehr zu er6ffnen und empfangsbereit zu sein. Es fehle eine Rechts-
grundlage flr eine Beschrankung.

1. Die Verfassungsbeschwerde ist nicht zur Entscheidung anzunehmen, weil die Voraussetzun-
gen des § 93a Abs. 2 BVerfGG nicht vorliegen. Die Verfassungsbeschwerde hat keine grundsatz-
liche verfassungsrechtliche Bedeutung. lhre Annahme ist auch nicht zur Durchsetzung der vom
Beschwerdeflhrer als verletzt bezeichneten Verfassungsrechte angezeigt. Die Verfassungsbe-
schwerde hat keine Aussicht auf Erfolg. Sie ist offensichtlich unzulassig, weil sie nicht den ge-
setzlichen Bestimmungen von § 23 Abs. 1 Satz 2, § 92 BVerfGG entsprechend begrindet ist.

2. Nach § 23 Abs. 1 Satz 2, § 92 BVerfGG muss sich die Verfassungsbeschwerde mit dem zu-
grundeliegenden einfachen Recht sowie mit der verfassungsrechtlichen Beurteilung des Sach-
verhalts auseinandersetzen und hinreichend substantiiert darlegen, dass eine Grundrechtsver-
letzung maglich erscheint (vgl. BVerfGE 140, 229 <232 Rn. 9>; 157, 300 <310 Rn. 25>). Es ist
alles darzulegen, was dem Gericht eine Entscheidung der verfassungsrechtlichen Fragen ermag-
licht (BVerfGE 131, 66 <82>). Es ist nicht Aufgabe des Bundesverfassungsgerichts, aus Sach-
verhaltsfragmenten und angegriffenen Entscheidungen Relevantes fur die verfassungsrecht-
liche Prifung herauszusuchen (vgl. BVerfGE 80, 257 <263>). Insoweit muss sich die Verfas-
sungsbeschwerde mit dem zugrundeliegenden einfachen Recht sowie mit der verfassungsrecht-
lichen Beurteilung des vorgetragenen Sachverhalts auseinandersetzen und hinreichend sub-
stantiiert darlegen, dass eine Grundrechtsverletzung maglich erscheint (vgl. BVerfGE 89, 155
<171>; 108, 370 <386 f.>). Liegt zu den mit der Verfassungsbeschwerde aufgeworfenen Ver-
fassungsfragen bereits Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts vor, so ist der behaup-
tete GrundrechtsverstoB in Auseinandersetzung mit den darin entwickelten MaRstaben zu be-
grinden (vgl. BVerfGE 158, 210 <230 f. Rn. 51>; 163, 165 <210 Rn. 75>; stRspr).

3. Diesen Anforderungen wird die Verfassungsbeschwerde nicht gerecht. So wird weder die Er-
fullung des Grundsatzes der Subsidiaritat (a) noch die Mdglichkeit einer Grundrechtsverletzung
substantiiert dargelegt (b).

a) Zunachst hat der Beschwerdeflhrer nicht dargelegt, den Rechtsweg gegen die angegriffenen
Schreiben/Bescheide der Justizverwaltung erschépft zu haben.

aa) Der Grundsatz der Subsidiaritat der Verfassungsbeschwerde verlangt in formeller Hinsicht,
dass Beschwerdefuhrende alle nach Lage der Dinge zur Verfigung stehenden prozessualen
Maglichkeiten ergreifen missen, um die geltend gemachte Grundrechtsverletzung schon im
fachgerichtlichen Verfahren zu verhindern oder zu beseitigen (vgl. BVerfGE 95, 163 <171>;
134, 106 <115 Rn. 27>; stRspr). In materieller Hinsicht muss der zur Verflugung stehende
Rechtsweg nicht nur formell, sondern auch in der gehérigen Weise unter Nutzung der gegebe-
nen Maéglichkeiten durchlaufen werden, um auf die Vermeidung oder Korrektur des gertgten
GrundrechtsverstoBes hinzuwirken (vgl. BVerfGE 107, 395 <414>; 112, 50 <60>). Die allgemei-
ne Begrindungslast des § 23 Abs. 1 Satz 2 BVerfGG verlangt grundsatzlich auch, dass die Be-
schwerdeflihrenden zur Erfillung des Subsidiaritatsgebots vortragen, soweit deren Vorliegen
nicht aus sich heraus erkennbar ist (vgl. BVerfGE 129, 78 <93>). Nur unter den engen Voraus-
setzungen des § 90 Abs. 2 Satz 2 BVerfGG kann der Grundsatz der Subsidiaritat durchbrochen
werden.

bb) Der Beschwerdefuhrer hat nicht dargelegt, inwieweit er nicht um Rechtsschutz vor den nach
§ 40 Abs. 1 Satz 1 VwGO zustandigen Fachgerichten hatte ersuchen kénnen. Soweit er sich auf
die Statthaftigkeit eines Antrags nach § 23 Abs. 1 EGGVG beruft, hat er nicht dargelegt, inwie-
weit die angegriffenen Schreiben der Sozialgerichte von dessen Anwendungsbereich erfasst
sein sollen.
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b) Auch ein maéglicher Grundrechtsverstol§ ist nicht substantiiert gerigt (aa). Die Darlegungs-
mangel kénnen dabei auch nicht deshalb unbeachtet bleiben, weil die Rechtsverletzung auf der
Hand lage (bb).

aa) Soweit sich der Beschwerdeflhrer gegen das Schreiben des Prasidenten des Sozialgerichts
Cottbus wendet, geniigt er seiner Darlegungspflicht schon deshalb nicht, weil er das Schreiben
weder vorlegt noch in vergleichbarer Weise inhaltlich referiert. Soweit er sich gegen die Weige-
rung des Sozialgerichts Berlin richtet, kinftig an das Sozialgericht Cottbus adressierte Schreiben
weiterzuleiten, ist bereits das Vorliegen einer Rechtsverletzung nicht dargetan. Soweit der Be-
schwerdeflhrer die Weigerung des Sozialgerichts Berlin beanstandet, seine im Wege des elek-
tronischen Rechtsverkehrs Gbermittelten Schreiben zur Kenntnis zu nehmen, sind die Rugen in-
haltlich unzureichend. Weder beschaftigen sie sich mit der fachrechtlichen Rechtslage noch ent-
halten sie eine Auseinandersetzung mit den Grinden der angefochtenen Schreiben oder mit
dem Institut des allgemeinen prozessualen Missbrauchsverbots und den dazu ergangen Ent-
scheidungen des Bundesverfassungsgerichts.

bb) Die Darlegungsmangel kénnen auch nicht deshalb auBer Betracht bleiben, weil eine Grund-
rechtsverletzung durch die Schreiben des Prasidenten des Sozialgerichts Berlin auf der Hand
liegt.

(1) Liegt eine Verletzung der vom Beschwerdeflhrer als beeintrachtigt geltend gemachten
Grundrechte auf der Hand, kann ausnahmsweise auf die aus § 23 Abs. 1 Satz 2, § 92 BVerfGG
folgenden Anforderungen an die Darlegung einer Verfassungsbeschwerde verzichtet werden
(vgl. BVerfGK 19, 306 <316>; 20, 327 <329>).

(2) Eine auf der Hand liegende Grundrechtsverletzung ist nicht ersichtlich. Die Gerichte sind
zwar grundsatzlich nicht berechtigt, einzelnen Personen den Zugang zum elektronischen
Rechtsverkehr zu verweigern (a). Davon kann es in Fallgestaltungen des Rechtsmissbrauchs ge-
wisse Einschrankungen geben (b). Es ist nicht offensichtlich, dass das Sozialgericht Berlin diese
Grundsatze eindeutig erkennbar verkannt hat (c).

(a) Art. 19 Abs. 4 GG gebietet, dass sich ein Gericht grundsatzlich mit jedem Vorbringen inhalt-
lich befassen muss, wenn sich dem Verhalten der Prozesspartei entnehmen I3sst, dass es zu-
mindest auch um ein von der prozessrechtlich eingeraumten Befugnis gedecktes Anliegen geht.
Das gilt selbst dann, wenn Gerichte vielfach immer wieder und in dhnlichen Fallen angerufen
werden, denn die Rechtsschutzgarantie ist nicht mengenmaRig begrenzt (BVerfG, Beschluss der
3. Kammer des Ersten Senats vom 19. April 2021 - 1 BvR 2552/18 u.a. -, Rn. 6).

(b) Fur die Annahme rechtsmissbrauchlichen Verhaltens muss zu der offensichtlichen Erfolglo-
sigkeit und der deutlich Uberdurchschnittlichen Verursachung von Verfahrenslast das materiel-
le Kriterium des zweckwidrigen Einsatzes der prozessualen Mittel hinzukommen. Es kann daher
nicht nur positiv darauf abgestellt werden, dass das Verfahren erschwert oder schutzwirdige
Belange verletzt werden. Vielmehr muss auch negativ eine Abgrenzung dahingehend erfolgen,
dass der Verfahrensbeteiligte die ihm eingerdaumten prozessualen Méglichkeiten nicht zur Wah-
rung seiner Belange, sondern gezielt zu verfahrensfremden und verfahrenswidrigen Zwecken
verfolgt, etwa um den Antragsgegner zu schadigen oder das Gericht zu beldstigen (BVerfG,
Beschluss der 3. Kammer des Zweiten Senats vom 21. August 2001 - 2 BvR 282/00 -, Rn. 15
m.w.N.). Die Rechtsschutzgarantie umfasst insofern nicht den Anspruch darauf, eine férmliche
Entscheidung auch auf Eingaben zu erhalten, die missbrauchlich, offensichtlich wiederholend
oder sinnlos vorgebracht werden. Gerichte sollen durch eine offensichtlich sinnlose Inanspruch-
nahme ihrer Arbeitskapazitaten nicht bei der Erflllung ihrer Aufgaben behindert werden, auch
weil sie dann anderen Rechtsuchenden den ihnen zukommenden Rechtsschutz nur verzégert
gewahren kénnen. Ein prozessékonomischer Umgang mit hartnackig auf ihrer Auffassung zu
Sach- und Rechtsfragen insistierenden, aber von wiederholten begriindeten Entscheidungen
der Gerichte nicht erreichbaren Parteien liegt insofern im Interesse der Rechtspflege insgesamt
(BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des Ersten Senats vom 19. April 2021 - 1 BvR 2552/18 u.a. -,
Rn. 7).

Von der Einstufung eines Verhaltens als rechtsmissbrauchlich darf nur mit duBerster Zurtckhal-
tung und beschrankt auf Ausnahmefalle Gebrauch gemacht werden (BVerfG, Beschluss der 1.
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Kammer des Zweiten Senats vom 21. Februar 2018 - 2 BvR 301/18 -, Rn. 5). Dabei bedarf es je-
weils einer Prifung im Einzelfall, wobei eine Gesamtbetrachtung des Verhaltens nicht grund-
satzlich ausgeschlossen ist (vgl. BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des Zweiten Senats vom

21. August 2001 - 2 BvR 282/00 -, Rn. 15 m.w.N.). Die gerichtliche Reaktion auf ein rechtsmiss-
brauchliches Verhalten muss im Lichte der Beschrankung der Rechtsweggarantie verhaltnisma-
Big sein. Liegt ein rechtsmissbrauchlicher Antrag vor, kann nach der bisherigen Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts zwar von einer Bescheidung des Begehrens abgesehen werden,
nicht aber von deren Kenntnisnahme (vgl. BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats
vom 21. November 2018 - 1 BvR 1653/18 u.a. -, Rn. 5 zur Anklindigung, wiederholende Antrage
bei gleichem Sachverhalt, Gber die bereits rechtskraftig entschieden worden ist, nicht nochmals
zu bescheiden; BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des Ersten Senats vom 19. April 2021 - 1 BvR
2552/18 u.a -, Rn. 8; zu § 34 Abs. 2 BVerfGG vgl. BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Zweiten
Senats vom 4. April 2018 - 2 BvR 412/18 -, Rn. 6).

(c) Vorliegend ist die Annahme der Gerichte, es Iage ein rechtsmissbrauchliches Verhalten vor,
verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden (aa), auch wirkt im Hinblick auf die Eingriffsintensitat
mindernd, dass der Zugang des Beschwerdefiihrers zu den Gerichten nicht insgesamt, sondern
nur in Bezug auf den elektronischen Rechtsverkehr beschrankt wurde (bb). Dass der vollstandi-
ge Ausschluss vom elektronischen Rechtsverkehr zu weitgehend sein kénnte, liegt nicht auf der
Hand (cc).

(aa) Das angegriffene Schreiben des Sozialgerichts Berlin stutzt sich zur Rechtfertigung der fak-
tischen Sperrung des elektronischen Rechtsverkehrs fir den Beschwerdefihrer im Wesentlichen
darauf, dass er diesen Zugang in einer Weise nutze, die eine Sichtung zu verfahrensférdernden
Zwecken objektiv ausschlieBe. Weiter wird auf den Datenumfang und damit auf die Verursa-
chung einer deutlich Uberdurchschnittlichen Verfahrenslast die Annahme gestitzt, dass es dem
Beschwerdeflihrer nicht um die Verfolgung von Rechtsschutzbegehren, sondern allein darum
gehe, das Sozialgericht Berlin an der Erfullung seiner Aufgaben - effektiven Sozialrechtsschutz
fir alle Biirger zu gewahrleisten - zu hindern, indem es sich im UbermaB mit seinen Verlautba-
rungen befassen musse.

Mit dieser Begrundung stitzt sich das Gericht im Grundsatz auf das materielle Kriterium des
zweckwidrigen Einsatzes der prozessualen Mittel. Indem das Gericht darauf abstellt, dass die
Besonderheiten des elektronischen Rechtsverkehrs vom Beschwerdefuhrer dazu genutzt wer-
den, das Gericht ungeordnet mit einer Materialfllle zu konfrontieren, deren Zuordnung zu ein-
zelnen Verfahren faktisch unmadglich sei, stellt es auf ein Kriterium ab, das grundsatzlich in der
Lage sein durfte, ein zweckwidriges Prozessverhalten zu belegen. Dient ein Prozessverhalten -
gegebenenfalls aus der Gesamtbetrachtung - nicht dazu, einen vom Rechtsuchenden gestellten
Antrag zu fordern, sondern allein dazu, die Verfahrensablaufe des Gerichts zu erschweren oder
zu blockieren und damit seine Funktionsfahigkeit zu gefahrden, bildet dieser Umstand grund-
satzlich ein verfassungsrechtlich zulassiges Kriterium, auf das die Annahme des Rechtsmiss-
brauchs gestutzt werden kann.

(bb) Die faktische Sperrung des elektronischen Rechtsverkehrs ist geeignet, die Ursache des
als rechtsmissbrauchlich qualifizierten Verhaltens zu adressieren und ermdglicht die Aufrechter-
haltung der Funktionsfahigkeit des Sozialgerichts Berlin und die Gewahrung effektiven Rechts-
schutzes an andere Rechtsuchende. Dem Beschwerdefuhrer bleibt weiterhin die Maglichkeit,
Eingaben bei Gericht schriftlich oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschaftsstelle ein-
zureichen.

(cc) Ob nicht auch eine partielle Einschrankung der Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs
ausgereicht hatte, um der mit dem rechtsmissbrauchlichen Verhalten verbundenen Belastung
des Sozialgerichts Berlin begegnen zu kénnen, wie etwa eine Begrenzung auf nicht klar zuor-
denbare Eingange, auf Eingaben, die eine bestimmte Seitenzahl Gberschreiten oder solche, die
neben dem Vorbringen in der Sache Anlagen enthalten, die vom Gericht nicht angefordert wor-
den sind, kann mangels Offensichtlichkeit dahinstehen.

4. Von einer weiteren Begrindung der Nichtannahme der Verfassungsbeschwerde zur Entschei-
dung wird nach § 93d Abs. 1 Satz 3 BVerfGG abgesehen.
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23 5. Mit der Nichtannahme der Verfassungsbeschwerde wird der Antrag auf Erlass einer einstweili-
gen Anordnung gegenstandslos (§ 40 Abs. 3 GOBVerfG).

24 Diese Entscheidung ist unanfechtbar.

© Ein Service des Bundesministeriums der Justiz und fir Verbraucherschutz
sowie des Bundesamts flr Justiz - https://www.rechtsprechung-im-internet.de

- Seite 5von 5 -


https://www.rechtsprechung-im-internet.de

	Langtext  
					
	
	Tenor
	Gründe

	I.
	II.


